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Lohnpolitik als Instrument zur Eindämmung 

der deutsch-deutschen Ubersiedlung 

Jürgen Meckl 

SFB178/Universität Konstanz* 

Das vorliegende Papier untersucht die Möglichkeiten durch ein politisch fixiertes 
Lohnniveau die Übersiedlerwelle von der DDR in die BRD einzudämmen. Unter
stellt man Einkommensdifferenzen als Motiv für die Abwanderung, so besteht — 
unter für die DDR realistischen Bedingungen bezüglich ihres Faktorsubstitutions
potentials — ein eindeutiger und negativer Zusammenhang zwischen Lohnsatz und 
Größe der Bevölkerung. Die Lohnpolitik kann damit an einem "Bevölkerungsziel" 
ausgerichtet werden. Bei langsamer Kapitalstockakkumulation kann diese Zielvor
gabe entweder langfristig durch Setzen eines bestimmten Lohnsatzes, oder kurzfri
stig und dauerhaft durch ständige Lohnanpassung erreicht werden. Diese zweite 
Alternative wird zusätzlich attraktiv, da sich die lohnbildenden Parteien bei ih
rer praktischen Umsetzung ausschließlich an den tatsächlichen Ubersiedlerzahlen 
orientieren können. 

1 Einführung 

Die Übersiedlerwelle aus der DDR in die BRD konnte bislang weder durch die 
ersten freien Wahlen in der DDR noch durch erste Anzeichen einer Umgestaltung 
der DDR-Planwirtschaft in eine marktwirtschaftlich organisierte Ökonomie noch 
durch Festlegung der Eckdaten für die Anfang Juli 1990 geplante Währungsunion 
gestoppt werden. So betrug beispielsweise die Zahl der Ubersiedler Anfang Mai 
rund 4000 pro Woche (vgl. Süddt. Zeitung, Nr 105, S. 1). Offensichtlich sind da
her neben politischen und gesellschaftlichen Gründen weitere Motive für die Ab
wanderungsentscheidung wichtig; es müssen also in der DDR weitere Veränderun
gen stattfinden, um den Ubersiedlerstrom nachhaltig zu bremsen. 

In der Migrationstheorie1 werden in einem Großteil der Analysen von Ar
beitskräftewanderungen internationale Einkommensdifferenzen — genauer: Diffe
renzen in den erwarteten Einkommen — als die für die Ubersiedlungsentscheidung 

*Für Anregungen und Kritik danke ich Max Albert und Ernst Mohr. 
1Für einen Überblick vgl. Straubhaar, 1988. 
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wesentliche Determinante unterstellt. Diese Einkommensunterschiede resultieren 
ihrerseits aus den unterschiedlichen Lohnniveaus der Länder. Da« Lohnniveau 
hat jedoch nicht nur einen direkten Einfluß auf die erwarteten Einkommen über 
den nominalen Lohnsatz selbst; vielmehr beeinflußt es in einer ansonsten markt
wirtschaftlich organisierten Ökonomie die erwarteten Einkommen auch über die 
Arbeitslosigkeit, wenn im politischen Prozeß nicht-markträumende Lohnsätze 
festgelegt werden. 

Ein exogen fixierter Lohnsatz beeinflußt die von ihm erzeugte Arbeitslosigkeit 
über zwei Kanäle: zum einen erzeugt er bei gegebener Kapitalausstattung in 
einer Ökonomie eine bestimmte Unter- bzw. Uberbeschäftigung; zum anderen 
beeinflussen internationale Lohnniveauunterschiede die Standortentscheidungen 
der Investoren und damit Kapitalausstattung und Beschäftigung. Diese beiden 
Wirkungskanäle des Lohnniveaus auf die Beschäftigung unterscheiden sich auch 
in ihrer zeitlichen Dimension: so wirkt der Lohnsatz auf die Arbeitslosigkeit bei 
gegebenem Kapitalstock kurzfristig, während er die Arbeitslosigkeit über die von 
ihm ausgelösten Investitionsprozesse langfristig beeinflußt. 

Daß die Lohnbildung in der DDR nicht über den Markt, sondern in einem 
politischen Prozeß durch Verhandlungen zwischen Regierung, Vertretern von pri
vaten Unternehmen und Arbeitnehmervertretern (Gewerkschaften) erfolgt, wird 
allgemein erwartet. Diese Umgehung des Marktmechanismus wird in der aktuel
len Diskussion vor allem mit verteilungs- und arbeitsplatzsicherungspolitischen 
Argumenten, aber auch im Hinblick auf die Eindämmung der Ubersiedlerwelle 
gerechtfertigt. 

Der Einfluß eines nicht vom Markt bestimmten Lohnniveaus und der daraus 
resultierenden real wirtschaftlichen Anpassungsprozesse auf das deutsch-deutsche 
Migrationsproblem stehen im Mittelpunkt der Untersuchung in Abschnitt 2. In 
Abschnitt 3 wird demonstiert, daß ausgehend von der derzeitigen Situation durch 
den Übergang zu marktwirtschaftlichen Allokationskriterien zwangsläufig Uber
siedlung auftritt, falls das gegenwärtige Lohnniveau beibehalten wird. Die am 
Lohnbildungsprozeß beteiligten Parteien können das Lohnniveau jedoch an einem 
bestimmten Bevölkerungsziel — konkret: Stopp der Abwanderung — ausrichten 
(Abschnitt 4). Dabei zeigt sich, daß die Abwanderung im allgemeinen nicht durch 
ein nur hinreichend hohes Lohnniveau in der DDR gestoppt wird. Insbesondere 
bei hoher Faktorsubstitutionselastizität (bzw. hohem Rationalisierungspotential) 
löst ein hohes Lohnniveau hohe Arbeitslosigkeit und damit weitere Abwanderung 
aus. 

Weiter wird in Abschnitt 4 gezeigt, daß die am Lohnbildungsprozeß beteiligten 
Parteien durch eine einmalige Lohnfestlegung ein vorgegebenes Bevölkerungsziel 
lediglich langfristig unter Inkaufnahme temporärer Ubersiedlung erreichen kön
nen. Eine sofortige und dauerhafte Beendigung der Übersiedlung ist nur durch 
permanente Lohnanpassung erreichbar. 
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Die folgende, überwiegend verbale Analyse wird in einem Anhang zusätzlich 
modelltheoretisch fundiert. Dort wird auch eine Verallgemeinerung des unter
suchten 1-Sektor Makromodells auf ein Mehr-Sektoren Modell durchgeführt. 
Diese Verallgemeinerung ist das Ergebnis der exogenen Fixierung des Lohnnive
aus. Die folgende Analyse des Ubersiedlungsverhaltens im aggregierten Makro-
modell kann damit als Ubersiedlungs verhalten in einem Mehr-Sektoren Modell 
interpretiert werden. 

2 Lohnniveau, realwirtschaftliehe Anpassung 

und Ubersiedlung 

In einer marktwirtschaftlich organisierten Ökonomie mit Konkurrenz auf den 
Gütermärkten bestimmt ein im politischen Prozeß exogen fixiertes Lohnniveau 
bei gegebenen Technologien und Güterpreisen das volkswirtschaftliche Einsatz
verhältnis von Kapital und Arbeit. Das ist die Konsequenz einer Entlohnung der 
Faktoren nach ihrem Wertgrenzprodukt. Diese Allokationsfunktion des Lohnni
veaus wirkt über folgende zwei Kanäle auf die Arbeitskräftenachfrage und damit 
auf die Arbeitslosigkeit: zum einen wird bei gegebener Kapitalausstattung der 
Ökonomie — d.h. kurzfristig — die Arbeitsnachfrage festgelegt. Dieser direkte 
ArbeitsnachfrageefFekt spiegelt sich in einer mit steigendem Lohnsatz fallenden 
Arbeitsnachfragekurve wider. 

Durch die Bestimmung der volkswirtschaftlichen Kapitalintensität determi
niert das Lohnniveau bei gegebenen Technologien und Güterpreisen gleichzeitig 
die Rente des physischen Kapitalstocks der Ökonomie. Die Kapitalrente ist neben 
dem Finanzmarktzinssatz und den Güterpreisen2 eine der Bestimmungsgrößen 
der Investitionsnachfrage und damit des Kapitalakkumulationsprozesses3. Es be
steht daher ein eindeutiger, negativer Zusammenhang zwischen Lohnniveau und 
Investitionen. 

Im Zeitablauf ist ein konstanter Lohnsatz ceteris paribus mit einer konstanten 
Investitionsnachfrage — genauer: mit konstanten Bruttoinvestitionen — verbun
den. Löst nun ein politisch fixiertes Lohnniveau Nettoinvestitionen aus, so steigt 
im Zuge der damit verbundenen Kapitalakkumulation die Arbeitsnachfrage mit 
der selben Rate wie der Kapitalstock, so daß die volkswirtschaftliche Kapital
intensität über die Zeit hinweg konstant bleibt. Mit steigendem Kapitalstock 
steigen jedoch auch die Abschreibungen und folglich sinken die Nettoinvestitio-

2Im folgenden werden der Finanzmarktzinssatz und die Güterpreise als fix unterstellt. Die 
implizite Annahme dabei ist, daß die DDR als kleines Land durch ihr Verhalten Weltmarktpreise 
und -zins nicht beeinflussen kann. 

3Die hier unterstellte Investitionsnachfragefunktion geht auf Keynes zurück und kann zum 
Beispiel unter der Annahme konvexer Anpassungskosten und statischer Erwartungen der Inve
storen mikroökonomisch fundiert werden; siehe dazu Söderström (1976). 
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nen bei konstanten Bruttoinvestitionen. Langfristig dienen die Bruttoinvestitio
nen folglich lediglich der Kapitalstockerhaltung. Ein langfristiges Gleichgewicht 
ist gekennzeichnet durch einen konstanten Kapitalstock und eine konstante Ar
beitskräftenachfrage. Dieser durch den Investitionsprozeß ausgelöste indirekte 
ArbeitsnachfrageefFekt spiegelt sich in einer Verschiebung der Arbeitsnachfrage
kurve in Richtung höherer Beschäftigung wider. 

Jede Veränderung des Lohnniveaus löst kurzfristig einen direkten und über 
die Zeit hinweg einen indirekten ArbeitsnachfrageefFekt aus. Beide Effekte wirken 
in die selbe Richtung; die Arbeitslosigkeit ist damit ceteris paribus eine steigende 
Funktion des Lohnsatzes und wird langfristig durch Kapitalstockanpassungspro-

zesse verstärkt. 
Die Übersiedlungsentscheidung wird nun als vom erwarteten Einkommen ab

hängig unterstellt, das seinerseits vom Lohnniveau und der Wahrscheinlichkeit, 
eine Beschäftigung zu finden, abhängt. Zur Vereinfachung sei das erwartete 
Einkommen das Produkt aus Lohnsatz und Beschäftigungsquote. Damit ist 
offensichtlich, daß die Veränderung des erwarteten Einkommens infolge einer 
Veränderung des Lohnniveaus a priori nicht eindeutig ist. So erhöht eine Lohn
steigerung das erwartete Einkommen direkt über den Anstieg des Nominallohns; 
diesem positiven Effekt auf das erwartete Einkommen wirkt jedoch der Anstieg 
der Arbeitslosigkeit infolge Lohnerhöhungen entgegen. Weiter werden die Er
wartungen der Arbeitsanbieter wie die der Investoren als statisch — d.h. als 
ausschließlich an den gegenwärtigen Werten der für die Entscheidung relevanten 
Größen orientiert — unterstellt. 

Wie im Anhang gezeigt wird, hängt die Elastizität des erwarteten Einkom
mens bezüglich des Lohnsatzes bei gegebenem Kapitalstock von der Faktorsub
stitutionselastizität und dem Anteil der Kapitalkosten an den Gesamtkosten ab. 
Eine notwendige Bedingung dafür, daß das erwartete Einkommen infolge Loh
nerhöhungen ansteigt, ist, daß die Summe aus Faktorsubstitutionselastizität a 
und Kapitalkostenanteil 1 — G L positiv ist. Da der Kapitalkostenanteil 1 — Q zwi
schen 0 und 1 liegt, muß die Faktorsubstitutionselastizität <7 g rößer als -1 sein, da
mit die Elastizität des erwarteten Einkommens bezüglich des Lohnsatzes positiv 
ist; d.h. die Möglichkeiten, Arbeit durch Kapital zu substituieren, müssen ver
gleichsweise gering sein (geringes Rationalisierungspotential). So weist beispiels
weise die Leontief—Technologie (<r = 0) eine positive Elastizität des erwarteten 
Einkommens bezüglich des Lohnniveaus auf. Andererseits bedingen vergleichs
weise hohe Faktorsubstitutionsmöglichkeiten (hohes Rationalisierungspotential) 
einen negativen Zusammenhang zwischen erwartetem Einkommen und Lohnni
veau. Dies ist u.a. bei der Cobb-Douglas Technologie (<r = -1) der Fall. 

Schon an dieser Stelle wird deutlich, daß die Übersiedlerwelle — soweit sie 
einkommensabhängig sind nicht unbedingt durch Lohnerhöhungen in der DDR 
abgebaut werden kann. Lohnerhöhungen verringern die Abwanderung nur bei 
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relativ geringen Rationalisierungsmöglichkeiten und hohem Kapitalkostenanteil. 
Letztendlich entscheidend für die Abwanderung ist jedoch die Differenz der 

erwarteten Einkommen zwischen der DDR und der BRD. Die Ubersiedlung läßt 
sich dann durch folgende Differentialgleichung beschreiben: 

L (w, K) 
N ~ <f> w -w* -b* (N) 4> > 0; b*' > 0. (1) 

N 

wobei w der Lohnsatz, L die Arbeitsnachfrage und N das — hier als fix an
genommene — Arbeitsangebot der DDR ist und w* der Lohnsatz und b* die 
Beschäftigungsquote in der BRD. Wie bereits festgestellt ist die Arbeitsnach
frage eine Funktion des Lohnsatzes w und des Kapitalstocks K der DDR; die 
Beschäftigungsquote der BRD hängt über die Abwanderung positiv vom Ar
beitsangebot der DDR ab. Der Koeffizient <f> beschreibt die Anpassungsgeschwin
digkeit. Das langfristige Gleichgewicht der DDR-Ökonomie ist gekennzeichnet 
durch ein Versiegen des Ubersiedlerstroms und der Kapitalakkumulation. Die 
Akkumulation wird durch die Akzeleratorgleichung 

K = 6 • [K* {w) - K) (2) 

beschrieben, wobei S die technische Abschreibungsrate und K*(w) := I(w)/S den 
gewünschten Kapitalstock als Funktion des Lohnsatzes w daxstellen; I bezeichnet 
dabei die Bruttoinvestitionen der DDR, die negativ vom Lohnsatz abhängen. Das 
langfristige Gleichgewicht läßt sich im Phasendiagramm in Figur 1 im K-N-
Raum im Schnittpunkt der K = 0- und der N = O-Linie ermitteln4. 

Figur 1 

K* und N" bezeichnen die langfristigen Gleichgewichtswerte des Kapitalstocks 
und der Bevölkerung. Die eingezeichneten Pfeile veranschaulichen das zeitliche 
Verhalten dieser beiden Größen. In den nächsten Abschnitten wird nun mit 
Hilfe dieses Modells die realwirtschaftliche Anpassung und die damit verbun
dene Übersiedlung an ein durch den in der Ausgangssituation vorherrschenden 
Lohnsatz bestimmtes langfristiges Gleichgewicht untersucht. Ausgangspunkt ist 
eine Ungleichgewichtssituation bzw. ein kurzfristiges Gleichgewicht; die zentrale 
Frage ist die Möglichkeit der Beeinflussung des langfristigen und kurzfristigen 
Gleichgewichts durch die Lohnpolitik. 

3 Anpassung und Übersiedlung bei konstan

tem Lohnniveau 

Die Allokation der Ressourcen erfolgte in der DDR bislang nicht nach marktwirt
schaftlichen Kriterien, sondern sie wurde im politischen Prozeß festgelegt. Damit 

4Zur Ableitung der Steigungen dieser beiden Kurven siehe Anhang. 
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ist die existierende Ressourcenallokation bei dem derzeit existierenden Lohnni
veau, das ebenfalls politisch fixiert ist, nur zufällig ein Gleichgewicht. Die DDR 
wird sich demnach im allgemeinen weder in einem — wie in Abschnitt 2 be
schriebenen — kurzfristigen noch in einem langfristigen Allokationsgleichgewicht 
befinden. 

Kurzfristig — d.h. bei bestehendem Kapitalstock — kann die Anpassung 
an eine gleichgewichtige Allokation nur über Entlassungen hergestellt werden, 
wenn man voraussetzt, daß die Ausgangssituation durch versteckte Arbeitslo
sigkeit gekennzeichnet ist. Davon wird im allgemeinen ausgegangen. Bei gege
benem Lohnsatz wird somit durch die Anwendung marktwirtschaftlicher Allo-
kationsmechanismen zumindest kurzfristig eine Arbeitslosigkeit erzeugt, die das 
erwartete Einkommen in der DDR sinken läßt. Die schon bestehende Differenz 
der erwarteten Einkommen zwischen der DDR und der BRD vergrößert sich folg
lich weiter5. Diese Anpassung der Arbeitsnachfrage führt zu einem kurzfristigen 
Gleichgewicht, das in Figur 1 rechts der N = O-Kurve liegen muß, so z.B. in B. 

Der durch den Ubergang zur Marktwirtschaft ausgelöste Anstieg der Ab
wanderung führt im Zeitablauf zu einer Verringerung der Bevölkerung und zu 
einer Abnahme von Arbeitslosigkeit. Damit steigt das erwartete Einkommen 
in der DDR und gleichzeitig fällt das erwartete Einkommen in der BRD. Die 
Annäherung der erwarteten Einkommen senkt die Ubersiedlerzahl. Diese Effekte 
lassen sich in Figur 1 als horizontale Bewegung vom kurzfristigen Gleichgewicht 
B auf die N = O-Kurve hin darstellen. 

Daneben wird der Kapitalstock in der Ausgangssituation bzw. im kurzfristi
gen Gleichgewicht B im allgemeinen nicht mit dem zum herrschenden Lohnsatz 
langfristig gewünschten Kapitalstock übereinstimmen. Ist der Kapitalstock klei
ner als der langfristig gewünschte Kapitalstock K*, so werden Nettoinvestitio
nen ausgelöst, die zusätzlich das erwartete Einkommen via höhere Arbeitsnach
frage erhöhen und der Abwanderung entgegenwirken. Die Nettoinvestitionen sind 
in Figur 1 in allen kurzfristigen Gleichgewichten unterhalb der K = O-Kurve 
positiv. Durch die Kapitalakkumulation wird das kurzfristige Gleichgewicht in 
nordöstliche Richtung verschoben. Langfristig wird durch die Kapitalstock- und 
Bevölkerungsanpassung ein stationäres Gleichgewicht in A erreicht. 

Während des Anpassungsprozesses ist auch eine Umkehr der Abwanderungs
richtung möglich, falls die Ubersiedlerzahlen so groß sind, daß die Differenz der 
erwarteten Einkommen verschwindet, ehe der Kapitalakkumulationsprozeß abge
schlossen ist. Dies entspräche einem kurzfristigen Gleichgewicht auf der N = 0-
Kurve unterhalb der K = O-Kurve in Figur 1. Durch die in diesem Gleichgewicht 
immer noch positiven Nettoinvestitionen entsteht eine positive Differenz der er
warteten Einkommen und es würden Arbeitskräfte aus der BRD in die DDR 

5Wegen der positiven Ubersiedlerzahlen wird für die Ausgangssituation eine negative Diffe
renz der erwarteten Einkommen unterstellt. 
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(rück-)wandern. Diese Umkehrung des Übersiedlerstroms tritt umso eher ein, je 
höher die Abwanderung für ein gegebenes Differential der erwarteten Einkommen 
ist, d.h. je größer <f> ist. Natürlich muß diese Umkehrung zwangsläufig eintreten, 
falls die langfristig gleichgewichtige Bevölkerung größer ist als die gegenwärtige 
und trotzdem Arbeitskräfte aus der DDR auswandern; dies zeigt der von C aus
gehende Pfad in Figur 1. 

Andererseits könnte der Kapitalstock im Ausgangszeitpunkt auch größer als 
K* sein. Dann liegt das kurzfristige Gleichgewicht oberhalb der K = O-Kurve 
(z.B. in D) und die Anpassung zum langfristigen Gleichgewicht A ist durch 
ständige Abwanderung und monotonen Kapitalstockabbau charakterisiert. Es 
ist jedoch zu vermuten, daß die gegenwärtige Situation in der DDR durch einen 
zu kleinen Kapitalstock — im Verhältnis zum herrschenden Lohnniveau — ge
kennzeichnet ist. 

4 Lohnpolitik und Bevölkerungsziel 

Die bisherigen Ausführungen haben deutlich gemacht, daß ein festes Lohnni
veau bestimmte langfristige Gleichgewichtswerte von Kapitalstock, Arbeitsnach
frage und Bevölkerung determiniert. Damit ist es grundsätzlich möglich, daß die 
an der Lohnbildung beteiligten Parteien das Lohnniveau an einem bestimmten 
Bevölkerungsziel ausrichten können, d.h. daß durch Veränderung des Lohnsatzes 
jede beliebige Bevölkerungszahl erreicht werden kann, solange der Lohnsatz nicht 
markträumend ist. Um den für ein bestimmtes Bevölkerungsziel richtigen Lohn
satz zu bestimmen, muß zunächst untersucht werden, wie Lohnsatzänderungen 
das langfristige Gleichgewicht beeinflussen. 

Wie in Abschnitt 2 dargestellt ist die Wirkung einer Lohnsatzänderung auf 
das erwartete Einkommen und damit auf das Übersiedlerverhalten nicht eindeu
tig. Steigt das erwartete Einkommen (bei konstantem Kapitalstock) infolge einer 
Lohnsenkung, so verschiebt sich die N = O-Kurve im Phasendiagramm in Fi
gur 2 nach rechts. Der gewünschte Kapitalstock K* steigt mit fallendem Lohn 
ebenfalls; die K = O-Kurve verschiebt sich also nach oben. Das neue lang
fristige Gleichgewicht A\ ist damit durch eine höhere Bevölkerung und einen 
höheren Kapitalstock gekennzeichnet. Die am Lohnbildungsprozeß beteiligten 
Parteien können daher durch Lohnkürzungen langfristig die Bevölkerung erhöhen, 
solange der Lohnsatz den Arbeitsmarkt nicht räumt. Insbesondere hat die DDR 
prinzipiell die Möglichkeit, ihren derzeitigen Arbeitskräftebestand — in Figur 2 
durch B gegeben6 — langfristig durch Setzen eines entsprechenden Lohnsatzes 
wi zu sichern. Um diesen Lohnsatz konkret zu berechnen, sind genaue Infor
mationen über die Investitionsnachfrage und über die Technologie in Form ei-

6In Punkt B liegt wegen der positive Übersiedlerzahlen kein langfristiges Gleichgewicht vor. 
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ner Produktions- oder Kostenfunktion notwendig. Der Anpassungspfad zum 
gewünschten langfristigen Gleichgewicht Ai ist jedoch durch temporäre Uber
siedlung gekennzeichnet. 

Figur 2 

Die komparativ-statische Analyse des dynamischen Gleichungssystems zeigt wei
ter, daß das Lohnniveau auf einen Wert gesetzt werden kann, der die Abwan
derung sofort beendet. Dies erfordert ein Lohnniveau, das bei gegebenem Ka
pitalstock das Differential der erwarteten Einkommen ausgleicht und damit die 
N = O-Kurve in Figur 2 nach rechts verschiebt, bis sie durch das Ausgangsgleich
gewicht B geht. Der damit verbundene Lohnsatz w2 muß aber kleiner als wx sein 
und die K = O-Kurve für w2 liegt damit über der zu w1 gehörenden. Da B 
kein langfristiges Gleichgewicht ist, weil dort die Nettoinvestitionen positiv sind, 
muß die im Zeitablauf entstehende positive Differenz der erwarteten Einkommen 
unverzüglich über Lohnsteigerungen kompensiert werden, um die Bevölkerung 
auf dem gewünschten Niveau zu halten. Das langfristige Gleichgewicht liegt wie
derum in Ai, während des Anpassungsprozesses muß das Lohnniveau ständig 
steigen, um schließlich das langfristige Niveau wi zu erreichen. Sofortiger und 
permanenter Stopp der Ubersiedlung ist somit nur durch ein "Unterschießen" des 
Lohnsatzes und damit einhergehendem "Uberschießen" der Bruttoinvestitionen 
erreichbar. 

5 Schlußbemerkungen 

Das vorliegende Papier verdeutlicht die Möglichkeiten, mittels eines politisch fi
xierten Lohnniveaus den Ubersiedlerstrom aus der DDR in die BRD zu beein
flussen, soweit die Ubersiedlung von Einkommensmotiven abhängt. Die Fest
legung eines Lohnsatzes determiniert die volkswirtschaftliche Kapitalintensität 
und die Investitionen und zugleich die langfristigen Gleichgewichtswerte von Ka
pitalstock, Beschäftigung und Bevölkerung in der DDR. Dies gestattet es den an 
der Lohnpolitik beteiligten Parteien, über das von ihnen festzulegende Lohnni
veau ein bestimmtes Bevölkerungsziel zu realisieren. Dabei besteht ein negativer 
Zusammenhang zwischen Lohnniveau und Bevölkerung, falls die Faktorsubsti
tutionselastizität vergleichsweise hoch (hinreichend ist <r < —1) und der Anteil 
der Kapitalkosten an den gesamten Produktionskosten relativ gering ist. Dies 
wurde angesichts des hohen Rationalisierungspotentials und des geringen Kapi
taleinsatzes in der DDR als realistisch unterstellt. 

Der Anpassungsprozeß zu diesem langfristigen Gleichgewicht ist bei einmaliger 
Festlegung des Lohnniveaus zwangsläufig mit temporärer Ubersiedlung verbun
den. Der Ubergang zu marktwirtschaftlichen Allokationsmechanismen führt zur 
Abwanderung, der sich unter Umständen eine Rückwanderungswelle anschließt. 
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Dies kann durch eine Lohnpolitik der ständigen Lohnanpassung, die permanent 
den Ausgleich der erwarteten Einkommen in der DDR und der BRD sicherstellt, 
verhindert werden. Das Lohnniveau muß dabei kurzfristig seinen langfristigen 
Gleichgewichtswert "unterschießen", um dann während des Anpassungsprozesses 
kontinuierlich anzusteigen. 

Die Realisierung ist dieser Option ist zudem unabhängig von der Art der un
terstellten Erwartungen der Arbeitsanbieter und der Investoren. Die Höhe des 
Lohnniveaus kann nämlich an den konkreten Ubersiedlerzahlen ausgerichtet und 
im Anpassungsprozeß über eine Art "trial and error" dementsprechend erhöht 
werden. Zudem sind alle Arten von Erwartungen der Investoren mit dieser Lohn
politik kompatibel, die eine bestimmte Investitionsregel erzeugen, nach der die 
Investitionen negativ vom Lohnniveau abhängen7. Auch alle Arten von Erwar
tungen der Arbeitsanbieter sichern die Stabilität des langfristigen Gleichgewichts. 

Eine Lohnpolitik, die eine sofortige und dauerhafte Beendigung der Ubersied
lung anstrebt, ist demnach mit einem geringeren Informationsbedarf verbunden 
wie eine Politik, die nur langfristig die Bevölkerung auf dem gegenwärtigen Stand 
halten will. Denn dazu müssen die an der Lohnpolitik beteiligten Parteien zur 
Berechnung eines zielkonformen Lohnniveaus Informationen über die Investitions
nachfrage und die Technologie (Produktionsfunktion, Kostenfunktion) besitzen. 
Dieser Informationsbedarf tritt nicht bei einer Lohnpolitik mit dem Ziel der so
fortigen und dauerhaften Beendigung der Ubersiedlung auf. 

Anhang 

Lohnsatz und erwartetes Einkommen 

Das erwartete Einkommen wurde definiert als we := w • L(w, K)/N. Die Elasti
zität des erwarteten Einkommens bezüglich des Lohnsatzes kann damit folgen
dermaßen zur Faktorsubstitutionselastizität a und zum Kapitalkostenanteil 1 — a 
in Beziehung gesetzt werden: erweitert man die Definition von w° so resultiert 

w 
w • L w = _ r • K 

• r • K 
a 

1 — at 
r-K 

NN N 

Differenziert man (3) nach w so resultiert mit u> := w/r 

(3) 

dw' 

dw N 
Krh) 

du; 

du) 

dw 
r-K + 

a dr 

1 — a dw 
(4) 

7Vgl. Albert/Meckl, 1990, S. 10. 
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Die einzelnen Terme von (2) werden nun genauer untersucht; es gilt 

(Ä) da a da 

du> 1 — a du (1 — a )2 du) 

da u) a 1 

du) a LO (1 — o r)2 

Wegen der Definition von a gilt mit k := K/L 

1 — a k 

a u> 

1 — a\ ( k \ — a — 1 

(5) 

(1^2) = i (6) 
V a J \u>) (JÜ 

wobei 
dk u> . . 

(7) 

die Faktorsubstitutionselastizität bezüglich des Faktorpreisverhältnisses ist und 
für die Veränderungsrate der jeweiligen Größen steht. Damit gilt 

4~~ • — = (<r + 1) • (1 — a). (8) 
du) a 

(8) in (5) eingesetzt liefert 

<(ih) 

du) (1 — a ) • u)' 

Weiter gilt auf der Stückkostenkurve 

dw 

= (*+!)•„ ° • (9) 

dr 

Differentiation von u> n ach w liefert 

du) 1 w dr 

dw r r2 dw 
1 

= —k. (10) 

r • ( 1 — a) 

Mit (9), (10) und (11) läßt sich (4) schreiben als 

dw' _ L er + \ — a 

dw N 1 — a 

(11) 

(12) 
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Die Elastizität des erwarteten Einkommens bezüglich des Lohnsatzes ist damit: 

e(w%w) = (13) 
1 — cx 

Damit ist e(we,w) positiv, falls 

<7 + 1 — et > 0; (14) 

notwendig dafür ist er > —1. 
Die direkte Differentiation der Definition des erwarteten Einkommens nach 

w zeigt, daß Bedingung (12) identisch ist mit einer Arbeitsnachfrageelastizität 
t (L, w) '•= Q~'L größer als -1; dies zeigt die direkte Differentiation der Definition 
von w' nach w: 

dw' 1 (dL T\ n /ltv 

falls 
e (L, w) > —1. (16) 

Kapitalstockdynamik und Übersiedlung 

Der Kapitalakkumulationsprozeß läßt sich unter Annahme einer keynesianischen 
Investitionsfunktion / = I{w) durch die auch im Text gegebene Akzeleratorglei-
chung 

K = 8-[K*{w)~ K) (17) 

beschreiben. Die Bruttoinvestitionen I sind bei exogenen Güterpreisen und Fi
nanzmarktzinssätzen lediglich eine Funktion der Kapitalrente r und können auf
grund des eindeutigen Zusammenhangs zwischen w und r (Stückkostenkurve) als 
Funktion von w geschrieben werden, wobei /' < 0. Der gewünschte Kapitalstock 
ist definiert als K*(w) := I(w)/8 und ist wegen der Konstanz des Lohnsatzes 
gleich dem langfristigen Kapitalstock- Die Arbeitsnachfrage sei gegeben durch 
die Wertgrenzproduktfunktion; diese ist bei konstanten Preisen gegeben durch 

L = L(w,K)-, £<0; ü>0. (18> 

Die Übersiedlung wird durch folgende Differentialgleichung beschrieben: 

N = <f> w • _ w' . (JV) (19) 

Implizites Differenzieren der beiden Differentialgleichungen liefert die Steigungen 
der K — 0- und N — O -Kurven im Phasendiagramm im Ä-Af-Raum: 

dl< 

dN 
= 0 (20) 

k=o 
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dK 

dN 

w • — + w* • b* 
^ >0. 

N=0 W dL 
(21) 

N dK 
Die intertemporalen Veränderungen von K und N resultieren aus: 

dK 

dK 
= -6 < 0 

dN = * • - w' •h"') < 0. 

(22) 

(23) 
dN T \ ~ N2 

Folglich ist das langfristige Gleichgewicht ein stabiler Knoten. Bezüglich einer 
Veränderung von w verschiebt sich die K = 0- bzw. die N = 0— K urve gemäß 

dK 

dw 

dN 

1 dK' 

K=0 K dw 
< 0 

dw 

L w dL 

= ~N ^ ~N ' ~dw 

N=o xv • —- + w* • b* 
N2 

(24) 

(25) 

(25) zeigt, daß die N = O-Kurve sich infolge Lohnerhöhungen nach links ver
schiebt, falls e (w',w) > 0 und nach links, falls e (wc, w) < 0. 

Interpretation als Mehr-Sektoren Modell 

Die Differentialgleichung für die Kapitalakkumulation (17) ist lediglich eine Funk
tion von K und exogenen Variablen und hat die Lösung 

K(t) = e~6 t • [#(0) - Km] + I<\ (26) 

Da 6 > 0 ist (26) stabil und konvergiert für t —* oo gegen K*. Offensichtlich 
ist damit die Kapitalakkumulation einer Mehr-Sektoren Ökonomie unabhängig 
zwischen den einzelnen Sektoren und die Gesamtkapitalakkumulation — d.h. die 
Summe der Kapitalakkumulation der einzelnen Sektoren — läßt sich ebenfalls 
durch (26) beschreiben, wobei K dann für den aggregierten Kapitalstock steht. 
Weiter ist für linear homogene Produktionsfunktionen die Arbeitsnachfrage ei
nes Sektors linear im Kapitalbestand des Sektors, da das Wertgrenzprodukt eine 
fallende Funktion der Arbeisintensität l = 1/k ist. Damit gilt für die Arbeits
nachfrage eines Sektors j 

L, = K,-9,{J\ j = l,..n (27) 

12 



wobei g} die Inverse der Grenzproduktfunktion ist. Weiter ist die Gesamtar
beit snachfrage die Summe der sektoralen Arbeitsnachfragen und somit linear in 
einer gewichteten Summe der sektoralen Kapitalstöcke. Die aggregierte Arbeits
nachfrage verhält sich damit wie der aggregierte Kapitalstock, falls die sektoralen 
Kapitalstöcke sich alle in die selbe Richtung verändern. Dies ist beispielsweise 
der Fall, wenn ausgehend von einem langfristigen Gleichgewicht der Lohnsatz 
verändert wird. In diesem Fall kann obiges Modell als Mehr-Sektoren inter
pretiert werden, da in allen Sektoren infolge der Lohnänderung gleichgerichtete 
Anpassungen ausgelöst werden. 

Werden gegengerichtete Anpassungen der einzelnen Sektoren ausgelöst — wie 
z.B. durch den Ubergang zur Marktwirtschaft oder durch Veränderung der re
lativen Güterpreise — verhält sich die gewichtete Summe der sektoralen Kapi
talstöcke — und damit die aggregierte Arbeitsnachfrage — nicht zwangsläufig 
wie der aggregierte Kapitalstock. Im 2-Sektoren Modell8 gilt jedoch: 

K < K* <=• Kt-K*< K* - K2 

K1 - K\ 

KZ - Ki 
< 1 (28) 

L<L* <=> 9l • ( Kr - K;) < g2 • ( I<; - K2) 

„ A'i ~ K* <9* (29) 
K 2 — K2 g i 

Damit kann infolge einer Erhöhung des aggregierten Kapitalstocks die aggregierte 
Arbeitsnachfrage steigen oder fallen. Die Richtung des Arbeitsnachfrageeffekts 
kann jedoch mittels Informationen über die Technologie (Inverse der Grenzpro
duktfunktion für jeden Sektor) berechnet werden. Kapitalstock und Arbeitsnach
frage verhalten sich immer qualitativ wie ein sektoraler Kapitalstock und damit 
gemäß (26). Das 1-Sektor Modell ist also als Mehr-Sektoren Modell interpretier
bar, wenn auch die Richtung der Anpassung nicht in allen Fällen ohne weitere 
Informationen über die Technologie von vornherein klar ist. 
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